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Gesetz 
über den interkollegialen Ärzteaustausch 

bei Kindeswohlgefährdung 
-Änderung des Heilberufsgesetzes (HeilBerG)-

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über den interkollegialen Ärzteaustausch 

bei Kindeswohlgefährdung 
-Änderung des Heilberufsgesetzes (HeilBerG) -

Vom 25. März 2022 

Artikel 1 

Das Heilberufsgesetz vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 403), 
zuletzt geändert durch Artikel 75 des Gesetzes vom 1. Fe­
bruar 2022 (GV. NRW. S. 122), wird wie folgt geändert: 

In § 32 wird in Nummer 1 das Komma durch folgende 
Wörter ersetzt: 

,,; dabei sind Ärztinnen und Ärzte zur Offenbarung über 
das, was ihnen in ihrer ärztlichen Eigenschaft anvertraut 
oder bekannt geworden ist, befugt, soweit sie von der 
S.chweigepflicht __ entbunden worden sind. Wenn sich für 
Arztinnen und Arzte in Ausübung ihres Berufes der Ver­
dacht ergibt, dass Minderjährige von physischer, psychi­
scher oder sexualisierter Gewalt oder Vernachlässigung 
betroffen sind, sind sie zur Offenbarung auch im Rahmen 
eines interkollegialen Ärzteaustausches befugt,". 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 25. März 2022 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Dr. Joachim S t a m p 

Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Justiz 

Herbert R e u 1 

Für den Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Ursula Heine n - Esser 
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Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Errichtung einer Stiftung 

„zoologisches Forschungsmuseum 
Alexander Koenig - Leibniz-Institut 

für Biodiversität der Tiere" 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Errichtung einer Stiftung 

„zoologisches Forschungsmuseum 
Alexander Koenig - Leibniz-Institut 

für Biodiversität der Tiere" 

Vom 25. März 2022 

Artikel! 

Das Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „zoologisches 
Forschungsmuseum Alexander Koenig - Leibniz-Institut 
für Biodiversität der Tiere" vom 13. November 2012 
(GV. NRW. S. 516) wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Gesetz über die Stiftung 
„Leibniz-Institut zur Analyse 
des Biodiversitätswandels"". 

2. § 1 Absatz 1 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

„Mit Wirkung ab dem 1. Mai 2022 trägt die Stiftung 
den Namen „Leibniz-Institut zur Analyse des Bio­
diversitätswandels" (LIB). Die Stiftung hat einen 
Standort in Bonn und einen Standort in Hamburg. 
Sitz der Stiftung ist Bonn." 

3. Nach§ 1 wird folgender§ la eingefügt: 

,,§ la 
Staatsvertrag 

Die Regelungen des zwischen dem Land Nordrhein­
Westfalen und der Freien und Hansestadt Hamburg 
geschlossenen Staatsvertrages über die Voraus­
setzungen zur Ausstattung und Finanzierung der 
öffentlich-rechtlichen Stiftung „Zoologisches For­
schungsmuseum Alexander Koenig - Leibniz-Insti­
tut für Biodiversität der Tiere" beziehungsweise 
,,Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitäts­
wandels" mit den Standorten Bonn und Hamburg 
vom 8./21. April 2021 (GV. NRW. S. 654) bleiben un­
berührt." 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „die" 
die Wörter „naturkundlichen, insbesondere" ein­
gefügt. 

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Bonn" die 
Wörter ,,, der Universität Hamburg, gegebenen­
falls weiteren Universitäten" eingefügt. 

5. In § 3 Absatz 2 wird das Wort „Finanzministerium" 
durch die Wörter „für Finanzen zuständigen Minis­
terium" ersetzt. 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Einrichtung" durch 
das Wort „Landeseinrichtung" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Grund­
stücke" die Wörter „am Standort Bonn" ein­
gefügt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Bundes" das 
Wort „und" durch ein Komma ersetzt und 
werden nach dem Wort „Nordrhein-West­
falen" die Wörter ,,, der Freien und Hanse­
stadt Hamburg" eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die 
Wörter „für den Standort Bonn und der 
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Freien und Hansestadt Hamburg für den 
Standort Hamburg." ersetzt . 

c) In Absatz 6 werden nach dem Wort „Nordrhein­
Westfalen" die Wörter ,,, der Freien und Hanse­
stadt Hamburg" eingefügt. 

d) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Direktorin oder 
der Direktor" durch das Wort „Generaldirek­
tion" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Landes­
rechnungshofes" die Wörter „Nordrhein­
Westfalen und des Rechnungshofes der 
Freien und Hansestadt Hamburg" eingefügt. 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „Direktorin oder 
des Direktors" durch das Wort „General­
direktion" ersetzt. 

e) Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Land" das 
Wort „Nordrhein-Westfalen" eingefügt und 
werden nach dem Wort „Gesetzes" die Wörter 
,,am 1. Januar 2013" eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird jeweils nach dem Wort „Land" 
das Wort „Nordrhein-Westfalen" eingefügt. 

7. In § 5 Nummer 2 werden die Wörter „Direktorin 
oder der Direktor" durch das Wort „Generaldirek­
tion" ersetzt . 

8. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

,,(1) Der Stiftungsrat besteht aus bis zu elf Mit­
gliedern mit Stimmrecht: 

1. der Vertreterin oder dem Vertreter des für For­
schung zuständigen Ministeriums des Landes 
Nordrhein-Westfalen als Vorsitzende oder Vor­
sitzender. Der Stiftungsrat kann ein anderes 
Mitglied aus seiner Mitte als Vorsitzende oder 
Vorsitzenden wählen. Das Nähere regelt die 
Satzung, 

2. der Vertreterin oder dem Vertreter der für For­
schung zuständigen Behörde der Freien und 
Hansestadt Hamburg, 

3. der Vertreterin oder dem Vertreter des zustän­
digen Ministeriums des Bundes, wobei diese 
oder dieser zwei Stimmen hat, 

4. der Vertreterin oder dem Vertreter der Univer­
sität Bonn, 

5. der Vertreterin oder dem Vertreter der Univer­
sität Hamburg und 

6. bis zu sechs weiteren Personen nach Maßgabe 
der Satzung. 

(2) An den Sitzungen des Stiftungsrats nehmen 
in beratender Funktion teil: 

1. die Mitglieder der Generaldirektion , 

2. die oder der Vorsitzende des Wissenschaftli­
chen Beirats und 

3. die oder der Personalratsvorsitzende sowie die 
Gleichstell ungs beauftragte." 

b) In Absatz 3 wird die Angabe „5" durch die An­
gabe „6" und werden nach dem Wort „mit" die 
Wörter „der für Forschung zuständigen Behörde 
der Freien und Hansestadt Hamburg und" einge­
fügt. 

9. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Direktorin 
oder den Direktor" durch das Wort „General­
direktion" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden die Wörter „Direktorin 
oder des Direktors" durch die Wörter „Mit­
glieder der Generaldirektion" und das Wort 
,,und" durch ein Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 4 werden die Wörter „Direktorin 
oder des Direktors" durch die Wörter „Mit­
glieder der Generaldirektion und ihrer Stell­
vertretungen" und der Punkt am Ende durch 
das Wort „und" ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. die Zustimmung zur Geschäftsordnung 
der Generaldirektion." 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert : 

aa) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 
eingefügt: 

,, 4. über Änderungen der Satzung und". 

bb) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

cc) In dem Satzteil nach Nummer 5 wird die An­
gabe „und 2" durch die Angabe „bis 3" er­
setzt und werden die Wörter „dieses Geset­
zes" gestrichen. 

10. § 8 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 8 

Generaldirektion 

(1) Die Generaldirektion besteht aus einer wis­
senschaftlichen Geschäftsführerin oder einem wis­
senschaftlichen Geschäftsführer, die oder der die 
Bezeichnung „Generaldirektorin" oder „Generaldi­
rektor" führt, und einer kaufmännischen Geschäfts­
führerin oder einem kaufmännischen Geschäftsfüh­
rer. Sie werden vom Stiftungsrat auf Zeit bestellt. 
Wiederbestellung ist möglich. 

(2) Die Stiftung wird gerichtlich und außergericht­
lich durch die wissenschaftliche Geschäftsführerin 
oder den wissenschaftlichen Geschäftsführer oder 
durch die kaufmännische Geschäftsführerin oder 
den kaufmännischen Geschäftsführer im Wege der 
Einzelvertretungsbefugnis vertreten. 

(3) Die Generaldirektion leitet die Stiftung. Näheres 
zu ihren Aufgaben regelt die Satzung, die auch vor­
sehen kann, dass bei Meinungsverschiedenheiten die 
Stimme der wissenschaftlichen Geschäftsführerin 
oder des wissenschaftlichen Geschäftsführers ent­
scheidend ist. 

( 4) Der wissenschaftlichen Geschäftsführerin oder 
dem wissenschaftlichen Geschäftsführer können bis 
zu zwei wissenschaftliche Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter und der kaufmännischen Geschäfts­
führerin oder dem kaufmännischen Geschäftsführer 
kann eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zur 
Seite gestellt werden. Sie werden durch den Stif­
tungsrat auf Zeit bestellt. Wiederbestellung ist mög­
lich. Die Stellvertretungen unterstützen die wissen­
schaftliche Geschäftsführerin oder den wissen­
schaftlichen Geschäftsführer und die kaufmännische 
Geschäftsführerin oder den kaufmännischen Ge­
schäftsführer bei der Leitung der Stiftung. Das Nä­
here regelt die Satzung. 

(5) Die Generaldirektion gibt sich eine Geschäfts­
ordnung, die der Zustimmung des Stiftungsrates be­
darf." 

11. In § 9 Absatz 1 werden nach den Wörtern „besteht 
aus" die Wörter „mindestens sechs und höchstens 
zwölf" und nach dem Wort „externen" die Wörter 
,,Wissenschaftlerinnen und" eingefügt . 

12. § 10 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 76 Absatz 2 bis 4 des Hochschulgesetzes vom 
16. September 2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25 . November 2021 
(GV. NRW. S. 1210a) geändert worden ist, gilt ent­
sprechend." 

13. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Direktorin oder 
der Direktor" durch das Wort „Generaldirek­
tion" ersetzt. 
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bb) In Satz 2 werden d ie Wörter „oder er " gestri­
chen. 

cc) Folgend er Sa tz wird angefügt : 

,, Das Nä here regelt d ie Sa tzung." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geä ndert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „beim Zoologi­
schen Forschungsmuseum Alexander Koenig" 
durch die Wörter „bei der bisherigen rechtlich 
unselbstständigen Landeseinrichtung Zoologi­
sches Forschungsmuseum Alexander Koenig" 
ersetzt. 

bb) Die Sätze 2 bis 5 und 7 werden a ufge hoben. 

c) In Absatz 3 Satz 1 we rden nac h dem Wort „La n­
des" das Wort „Nord rhein-Westfa len" und nach 
dem Wort „Gese tzes" die Wörter „a m 1. Januar 
201 3" eingefü gt und werden d ie Wörter „beim 
Zoologischen Forschungsmuseum Alexander 
Koenig" du rch die Wörter „bei der b isherigen 
rechtlich unselbsts tändigen Landeseinri chtung 
Zoologisches Forschungsmuseum Alexander 
Koenig" ersetzt . 

d) In Absa tz 5 Sa tz 1 werden nach den Wörtern 
„Rechtsstellung der" die Wörter „gemäß Absa tz 3 
Sa tz l " e ingefü gt. 

e) Absa tz 6 wird wie folgt geä ndert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „von der 
Stiftung" die Wörter „gemä ß Absatz 3 
Sa tz l " eingefügt . 

bb) In Sa tz 2 werden nach dem Wort „Universi­
tä tsklin ik" die Wörter „in Nordrhein-Westfa­
len" eingefü gt. 

14 . § 12 wird aufgehoben . 

15. § 13 wird § 12 und in Absa tz 2 wird der Punkt am 
Ende durch die Wörter ,,, soweit nicht durch Staa ts­
vertrag zwischen dem La nd Nordrhein-Westfa len 
und der Freien und Hansestadt Ha mburg etwas An­
deres geregelt ist ." ersetzt . 

16. § 14 wird § 13 und in Absa tz 2 wird die Anga be 
,,2017 " durch „2 027" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tr itt am Tag nach der Verkündung in Kraft . 

Düsseldorf, den 25. März 2022 

Die Landesregierung Nordr hein -Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Für den Minister der Finanzen 

Der Minister für Wirtschaft , Innova tion , 
Digitalisierung und Energ ie 

P rof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Mini ster des Innern 

Herbert R e u 1 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isa bel Pf e i ff e r - Po e n s ge n 
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Zweites Gesetz 
zur Änderung des Mittelstandsförderungsgesetzes 

Der La ndtag hat das fo lgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Mittelstands förderungsgesetzes 

Vom 25. März 2022 

Der Landtag ha t das fo lgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

Artikel 1 

Das Mittels tandsförderungsgesetz vom 18. Dezem­
ber 201 2 (GV. NRW. S . 673), das durch Gesetz vom 6. De­
zember 2016 (GV. NRW. S . 1067) geändert worden is t , 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a ) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „bei" das 
Wort „wesentlich" eingefügt. 

b) In Absa tz 2 wird das Wort „Mittelstandsreleva nt" 
durch die Wörter „Wesentli ch mittelsta ndsrele­
vant" ersetzt und werden na ch den Wörtern 
,, Auswirkungen a uf" die Wörter „die Wettbe­
werbssituation ," eingefügt. 

c) In Absatz 4 Sa tz 1 wird n ach dem Wort „bei" das 
Wort „wesentlich" eingefü gt . 

2. § 6 wird durch die folgenden §§ 6 und 7 ersetzt : 

,,§ 6 

Clearings teile Mittelstand und 
Mittelstandsverträglichkeitsprüfung 

(Clearingverfa hren) 

(1) Gesetzes- und Verordnungsvorha ben der La ndes­
regierung, bei denen eine wesentli1::he Mittels ta nds­
relevanz gegeben ist , sind einer Uberprüfung und 
Klärung ihrer Mittelstandsvert räglichke it zu unter­
ziehen , die in der Regel früh zeitig erfolgen soll. 
Hierzu zählen auch bereits in Kraft befindli che, be­
fri stete wesentlich mittels ta ndsrelevante Gesetze 
und Verordnungen , für die eine Entscheidung über 
das Außerkrafttreten beziehungsweise über den 
Fortbestand der jeweiligen Regelung zu treffen ist, 
sofern nicht bereits ein Clea ringverfahren zu dem 
Gegensta nd durchgeführ t worden wa r. 

(2) Eine Überprüfung und Klärung der Mittel­
s tandsverträglichkeit kann dar über hi naus auch 

1. zu Gesetzes- und Verordnungsvorha ben des Bun ­
des und der Europäischen Union , 

2. nach Maßgabe von § 7 zu bestehenden Landesge­
setzen und -verordnungen, fü r die nicht ohnehin 
gemäß Absatz 1 Sa tz 2 ein Clearingverfahren 
durchzuführen ist , sowie zu bestehenden Rechts­
vorschriften des Bundes und der E uropä ischen 
Union oder 

3. zu sonst igen Vorha ben und Maßna hmen der Lan­
desregierung, die einer Befa ssung durch den 
Landtag beziehungsweise seiner Ausschüsse be­
dürfen 

erfolgen , wenn diese eine wesentliche Mittelstands­
relevanz aufweisen. 

(3) Die Überprüfung und Klä rung erfolgt durch die 
Clearingstelle Mittelstand und findet in enger Ab­
stimmung mit den sozialpolitischen Verbänden, den 
Dachorganisationen der Kammern, den Orga ni satio­
nen der gewerblichen Wirtschaft sowie der Freien 
Berufe, den Kommunalen Spitzenverbänden und 
dem für Wirtschaft zuständigen Ministerium sta tt. 

(4) Die Clearingstelle Mittelstand ist a uße rh alb der 
Landesregierung bei einer n ach Gesetz vorgesehenen 
Selbstverwaltungseinrichtung der Wirtschaft oder 
einer ausschließlich von gesetzlichen Selbstver wal­
tungseinrichtungen der Wirtschaft get ragenen Inst i­
tution angesiedelt. 
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